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Die Auswirkungen der russischen Invasion in der Ukraine sind – laut einer DIHK-Blitzumfrage – für die deutsche Wirtschaft in

ganzer Breite spürbar (s. PM DIHK vom 18.3.2022). „Trotz dieser schmerzlichen Einbußen hören wir kaum Kritik an den verhäng-

ten Sanktionen“, sagte DIHK-HauptgeschäftsführerMartin Wansleben bei Vorstellung der Ergebnisse. „Selbst für die stark betrof-

fenen Unternehmen ist Krieg keine Basis für Geschäfte.“ Einen Überblick über die EU-Sanktionen gegen Russland und Hand-

lungsmöglichkeiten deutscher Unternehmen geben Martens/Fischer in diesem Heft auf S. 707ff. Auch die EU-Kommission, die

nationalenWettbewerbsbehörden der EU und das EU-Wettbewerbsnetz haben auf die Invasion Russlands in der Ukraine reagiert

und am 21.3.2022 in einer gemeinsamen Erklärung klargestellt, wie das Wettbewerbsrecht vor dem Hintergrund des völker-

rechtswidrigen Angriffs in der Ukraine angewandt werden soll (Newsletter EU-Kommission vom 21.3.2022). Die derzeitige Kri-

sensituation könne dazu führen, dass Unternehmen auf schwerwiegende Störungen reagierenmüssen, die durch die Auswirkun-

gen des Krieges und der Sanktionen im Binnenmarkt verursacht werden. Dies könne beispielsweise eine Zusammenarbeit be-

inhalten, um (i) den Kauf, die Lieferung und die faire Verteilung von knappen Produkten zu gewährleisten oder (ii) schwerwie-

gende wirtschaftliche Folgen abzumildern, einschließlich solcher, die sich aus der Einhaltung der von der EU verhängten

Sanktionen ergeben. Diese Art der Zusammenarbeit würde wahrscheinlich keine Wettbewerbsbeschränkung darstellen oder zu

Effizienzgewinnen führen, die aller Wahrscheinlichkeit nach schwerer wiegen würden als eine solche Beschränkung. In diesem

Zusammenhang erklärte das ECN, dass es nicht aktiv gegen unbedingt notwendige und zeitlich begrenzte Initiativen vorgehen

werde, die speziell darauf abzielen, die durch die Auswirkungen des Krieges und/oder der Sanktionen verursachten schweren

Störungen im Binnenmarkt zu vermeiden.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
BGH: Insolvenzrechtliche Überschuldung als

eigenständiges Beweisanzeichen für den

Gläubigerbenachteiligungsvorsatz

a) Die insolvenzrechtliche Überschuldung ist ein

eigenständiges Beweisanzeichen für den Gläubi-

gerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners und

den Vollbeweis für die Kenntnis des Anfech-

tungsgegners von diesem Vorsatz.

b) Die Stärke des Beweisanzeichens hängt davon

ab, mit welcher Wahrscheinlichkeit die Über-

schuldung den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit

des Schuldners erwarten lässt und wann der Ein-

tritt bevorsteht.

c) Die Darlegungs- und Beweislast für die tat-

sächlichen Umstände, aus denen die insolvenz-

rechtliche Überschuldung des Schuldners folgt,

trägt im Insolvenzanfechtungsprozess grund-

sätzlich der Insolvenzverwalter.

d) Die im Rahmen des Besteuerungsverfahrens

erfolgende Übermittlung eines Jahresabschlus-

ses, dem sich ein nicht durch Eigenkapital ge-

deckter Fehlbetrag entnehmen lässt, löst keine

Beobachtungs- und Erkundigungsobliegenheit

der Finanzverwaltung im Blick auf eine mögliche

insolvenzrechtliche Überschuldung aus.

BGH, Urteil vom 3.3.2022 – IX ZR 53/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-705-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Vergütung des gemeinsamen Vertre-

ters der Anleihegläubiger – Entnahmebe-

fugnis bei Bestellung nach Insolvenzverfah-

renseröffnung

Der nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens

über das Vermögen des Emittenten bestellte ge-

meinsame Vertreter der Anleihegläubiger ist be-

rechtigt, die ihm zustehende angemessene Ver-

gütung nebst Auslagen der auf den einzelnen

Anleihegläubiger entfallenden Quote zu entneh-

men.

BGH, Urteil vom 10.3.2022 – IX ZR 178/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-705-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Diesel-Skandal – keine Haftung der

Bundesrepublik Deutschland für eine mög-

licherweise unzureichende Umsetzung und

Anwendung europäischen Rechts

Der u. a. für das Amts- und Staatshaftungsrecht

zuständige III. Zivilsenat hat mit Beschluss vom

10.2.2022 – III ZR 87/21 – entschieden, dass

dem Erwerber eines mit einem Dieselmotor des

Typs EA 189 ausgestatteten Fahrzeugs keine

Amtshaftungsansprüche gegen die Bundesre-

publik Deutschland wegen einer möglicherwei-

se unzureichenden Umsetzung von Europarecht

zustehen. Die relevanten Normen der Richtlinie

2007/46/EG und der Verordnung 715/2007/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 20. Juni 2007 über die Typgenehmigung

von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen

von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahr-

zeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zu-

gang zu Reparatur- und Wartungsinformationen

für Fahrzeuge (Verordnung 715/2007/EG) schüt-

zen zwar Interessen der Verbraucher, sie bezwe-

cken jedoch nicht den Schutz vor den vom Klä-

ger geltend gemachten Schäden. Drittschützen-

de Wirkung haben sie nur im Hinblick auf das

Interesse der Erwerber, dass ein erworbenes

Fahrzeug zur Nutzung im Straßenverkehr zuge-

lassen wird und dass diese Nutzung nicht auf-

grund mangelnder Übereinstimmung mit dem

genehmigten Typ bzw. den für diesen Typ gel-

tenden Rechtsvorschriften untersagt wird.
(PM BGH Nr. 034/2022 vom 17.3.2022)

BGH: Keine Entschädigungs- und Schadens-

ersatzansprüche für coronabedingte flä-

chendeckende Betriebsschließungen

Der III. Zivilsenat des BGH hat mit Urteil vom

17.3.2022 – III ZR 79/21 – die Frage, ob der Staat

für Einnahmeausfälle haftet, die durch flächen-

deckende vorübergehende Betriebsschließun-

gen oder Betriebsbeschränkungen auf Grund

von staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung

des Coronavirus SARS-CoV-2 und der dadurch

verursachten COVID-19-Krankheit entstanden

sind, verneint. Die Entschädigungsvorschriften

des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) gewähren

Gewerbetreibenden, die im Rahmen der Be-

kämpfung der COVID-19-Pandemie als infekti-

onsschutzrechtliche Nichtstörer durch eine auf

§ 28 Abs. 1 IfSG gestützte flächendeckende

Schutzmaßnahme, insbesondere eine Betriebs-

schließung oder Betriebsbeschränkung, wirt-

schaftliche Einbußen erlitten haben, weder in

unmittelbarer noch in entsprechender Anwen-

dung einen Anspruch auf Entschädigung. An-

sprüche aus dem richterrechtlich entwickelten

Haftungsinstitut des enteignenden Eingriffs

scheitern daran, dass das den §§ 56, 65 IfSG zu-

grundeliegende und gesetzgeberisch als ab-

schließend gedachte Konzept einer punktuellen

Entschädigung im Bereich der Eigentumseingrif-

fe nicht durch die Gewährung richterrechtlicher

Ansprüche unterlaufen werden darf. Ebenso we-

nig kann dem Kläger unter dem rechtlichen Ge-

sichtspunkt der sog. ausgleichspflichtigen In-

haltsbestimmung des Eigentums eine Entschä-

digung zuerkannt werden.
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